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Mehrfraktioneller Antrag 
 
Betreff: 

Vorbereitung der Beigeordnetenwahl am 07. Dezember 2026 

 

Beschluss: 

Der Oberbürgermeister wird aufgefordert, die Wahl der oder des Beigeordneten für das  
Dezernat II vorzubereiten. Die Wahl - als auch die Besetzung der Stelle des 2. Stellvertreters 
des Oberbürgermeisters - soll am 07. Dezember 2026 stattfinden. Im Vorfeld ist eine 
öffentliche Ausschreibung für diese Stelle vorzunehmen.  
 
Begründung: 
Die Stadtvertretung wählt gemäß Hauptsatzung drei hauptamtliche Beigeordnete. Für diese 
Wahlen gibt es folgende Regeln: (Auszug aus der Kommunalverfassung § 40 “Beigeordnete”)  
 

(5) Für die Wahl und Amtszeit der Beigeordneten gelten Absatz 1 und § 37 Absatz 2 entsprechend. 
Den Tag der Wahl beschließt die Stadtvertretung in entsprechender Anwendung von § 3 Absatz 
3 des Landes- und Kommunalwahlgesetzes mit einem Vorlauf von mindestens fünf Monaten; er 
darf nur aus wichtigem Grund verschoben werden. Beigeordnete müssen die für ihr Amt 
erforderliche Eignung, Befähigung und Sachkunde besitzen. Die Oberbürgermeisterin oder der 
Oberbürgermeister bewertet die eingegangenen Bewerbungen und die Wahlvorschläge in Bezug 
auf die Voraussetzungen nach Satz 3. Sie oder er kann sich mit der Bitte um Beratung an die 
Rechtsaufsichtsbehörde wenden. Den Mitgliedern der Stadtvertretung ist Gelegenheit zu geben, 
rechtzeitig vor der Wahl die Bewerbungsunterlagen aller zur Wahl stehenden Personen und die 
Bewertung nach Satz 4 einzusehen; dies gilt auch dann, wenn eine öffentliche Ausschreibung der 
Stellen unterblieben ist. Die Wahl ist der Rechtsaufsichtsbehörde binnen einer Woche anzuzeigen; 
dabei sind die zur Prüfung der Rechtmäßigkeit der Wahl erforderlichen Unterlagen, insbesondere 
über die Voraussetzungen nach den Sätzen 3, 4 und 6 sowie die Sitzungsniederschrift, 
vorzulegen. Die Rechtsaufsichtsbehörde kann einer rechtswidrigen Wahl innerhalb von sechs 
Wochen nach Anzeige der Wahl widersprechen; § 81 gilt entsprechend. Widerspricht die 
Rechtsaufsichtsbehörde nicht innerhalb der in Satz 8 genannten Frist, sind die Gewählten für die 
Dauer ihrer Amtszeit unter Berufung in das Beamtenverhältnis auf Zeit zu Beigeordneten zu 
ernennen. Die Beteiligung der Rechtsaufsichtsbehörde gilt als gesetzliche Mitwirkung nach § 12 
Absatz 1 Nummer 4 des Beamtenstatusgesetzes. Bei einer Wiederwahl ist eine neue 
Ernennungsurkunde auszuhändigen.  
 
Um Zustimmung wird gebeten. 
 
 

gez. Gert Rudolf         gez. Mandy Pfeifer  gez. Gerd Böttger   
Vorsitzender              Vorsitzende  Vorsitzender  
CDU-Fraktion                SPD-Fraktion  Fraktion Die Linke  


